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I.  Vorbemerkung 
 

Die Bundessteuerberaterkammer (BStBK) begrüßt die von der Europäischen Kommission einge-
leitete Konsultation zur Überregulierung bei der nationalen Umsetzung und Anwendung von EU-
Recht („Goldplating“). Die Initiative bietet die Möglichkeit, zusätzliche nationale Anforderungen 
zu identifizieren, die über die unionsrechtlichen Vorgaben hinausgehen und in der Praxis zu ver-
meidbaren Bürokratiebelastungen führen. 

Goldplating kann insbesondere durch zusätzliche Dokumentations- und Berichtspflichten, weiter-
gehende Genehmigungs- oder Zulassungsverfahren sowie strengere nationale Anforderungen 
bei der Auslegung und Anwendung unionsrechtlicher Vorgaben entstehen. Für Unternehmen 
und ihre Berater resultieren daraus zusätzlicher Verwaltungsaufwand, höhere Kosten und ver-
meidbare Hindernisse bei grenzüberschreitenden Tätigkeiten im Binnenmarkt. 

Aus Sicht der BStBK sollte die Konsultation daher dazu genutzt werden, unnötige nationale Zu-
satzanforderungen konsequent abzubauen. Bei der Umsetzung und Anwendung von EU-Recht 
sollte grundsätzlich darauf geachtet werden, über unionsrechtliche Vorgaben hinausgehende 
Belastungen zu vermeiden und eine möglichst einheitliche, rechtssichere und praxistaugliche 
Anwendung im Binnenmarkt sicherzustellen. 

Gerade im Steuerrecht zeigt sich, dass unionsrechtliche Vorgaben bei ihrer nationalen Umset-
zung und Anwendung teilweise durch zusätzliche Anforderungen erweitert oder verschärft wer-
den. Dies führt insbesondere zu zusätzlichen Nachweis-, Dokumentations- und Erklärungspflich-
ten und erhöht die Komplexität des Steuerrechts weiter. In der nachfolgenden Stellungnahme 
werden beispielhaft Regelungen aus der Umsetzung der ATAD sowie dem deutschen Steueroa-
senabwehrgesetzaufgezeigt, bei denen Goldplating vorliegt. 

 

II.  ATAD 
 

1.  Artikel 4 ATAD: Zinsschranke 

Die Zinsabzugsbeschränkung des Artikels 4 ATAd wurde in Deutschland in § 4h EStG und § 8a 
KStG umgesetzt. Die deutsche Umsetzung geht in mehreren Punkten über das Mindestschutzni-
veau der ATAD hinaus und verschärft die Beschränkungen des Zinsabzugs deutlich. 

 

• Freigrenze statt Freibetrag 

Die ATAD eröffnet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, Nettozinsaufwendungen bis zu 3 
Mio. Euro vollständig von der Zinsschranke auszunehmen. Während zahlreiche Mitglied-
staaten diesen Betrag als Freibetrag ausgestalten, hält Deutschland an einer Freigrenze 
fest (§ 4h Abs. 2 Satz 1 Buchst. a EStG). Das bedeutet: Wird die Schwelle von 3 Mio. Euro 
überschritten, greift die Zinsschranke grundsätzlich für den gesamten Nettozinsaufwand und 
nicht nur für den übersteigenden Betrag. Die deutsche Regelung ist damit strenger als eine 
Freibetragslösung. 
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• EBITDA-Vortrag 

Auch bei den Vortragsregelungen zur Zinsschranke nutzt Deutschland die durch die ATAD 
eröffneten Spielräume vergleichsweise restriktiv. Der EBITDA-Vortrag ist auf fünf Wirt-
schaftsjahre begrenzt und geht bei Aufgabe oder Übertragung eines Betriebs vollständig so-
wie bei Aufgabe oder Übertragung eines Teilbetriebs anteilig unter. Zudem entsteht kein E-
BITDA-Vortrag in Wirtschaftsjahren, in denen die Zinsaufwendungen die Zinserträge nicht 
übersteigen oder eine Ausnahme von der Zinsschranke greift. Die deutsche Ausgestaltung 
enthält damit zusätzliche Einschränkungen, die über die unmittelbar durch die ATAD vorge-
gebenen Mindestanforderungen hinausgehen. 

 

2.  Wegzugsbesteuerung 

Die Umsetzung des Artikels 5 ATAD in Deutschland betrifft im Wesentlichen die Regelungen 
über die betriebliche Entstrickungs- bzw. Wegzugsbesteuerung, da sich die ATAD auf Körper-
schaftsteuersubjekte bezieht. Natürliche Personen mit im Privatvermögen gehaltenen Beteiligun-
gen werden nicht erfasst. Eine Verpflichtung zur Wegzugsbesteuerung natürlicher Personen 
nach § 6 AStG ergibt sich aus der ATAD nicht. 

Dennoch hat der deutsche Gesetzgeber im Zuge der ATAD-Umsetzung zum Anlass genommen, 
auch § 6 AStG grundlegend neu zu fassen. Die Änderungen führten dabei zu erheblichen Ver-
schärfungen. Besonders bedeutsam ist der Wegfall der zuvor für Wegzüge innerhalb der EU 
bzw. des EWR vorgesehenen grundsätzlich unbefristeten Stundungsmöglichkeit. An ihre Stelle 
trat ein zeitlich begrenztes Ratenzahlungskonzept. Daneben wurden die Voraussetzungen der 
Wegzugsbesteuerung neu geordnet und die erforderliche Dauer der vorangegangenen unbe-
schränkten Steuerpflicht verkürzt. Auch sind, anders als in der ATAD vorgesehen, grundsätzlich 
Sicherheitsleistungen erforderlich. 

Vor diesem Hintergrund lässt sich die Neuregelung des § 6 AStG als überschießende Umset-
zung der ATAD charakterisieren. Der nationale Gesetzgeber beschränkte sich im ATAD-Umset-
zungsgesetz nicht auf diejenigen Regelungsbereiche, zu deren Anpassung Deutschland durch 
Artikel 5 ATAD verpflichtet war, sondern griff zugleich einen von der Richtlinie nicht erfassten 
Sachverhalt auf und verschärfte dessen steuerliche Behandlung. Die unionsrechtliche Mindest-
harmonisierung im Bereich der unternehmerischen Exit Tax wurde damit zum Anlass genom-
men, auch die eigenständige Wegzugsbesteuerung natürlicher Personen neu zu gestalten. 

 

3.  Artikel 7 und 8 ATAD: Hinzurechnungsbesteuerung 

Die Vorgaben der Artikel 7 und 8 ATAD zur Hinzurechnungsbesteuerung wurden in Deutschland 
insbesondere in den §§ 7 bis 12 AStG umgesetzt. § 13 AStG enthält darüber hinaus Regelun-
gen zur erweiterten Hinzurechnungsbesteuerung für Einkünfte mit Kapitalanlagecharakter. Die 
Hinzurechnungsbesteuerung war allerdings bereits lange vor der ATAD im deutschen Außen-
steuergesetz verankert. Die Umsetzung der ATAD hätte daher die Gelegenheit geboten, die be-
stehenden Vorschriften grundlegend zu modernisieren, zu vereinfachen und insgesamt weniger 
komplex auszugestalten. Diese Chance wurde jedoch nicht genutzt. 
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• Aktivkatalog 

Mit der Beibehaltung des Aktivkatalogs hat der deutsche Gesetzgeber für die Hinzurech-
nungsbesteuerung zwar eine Lösung gewählt, die mit den Vorgaben der ATAD vereinbar 
ist. Sie geht jedoch deutlich über das unionsrechtlich vorgegebene Mindestschutzniveau 
hinaus. Artikel 7 ATAD beschränkt die Hinzurechnungsbesteuerung grundsätzlich auf be-
stimmte typischerweise passive Einkünftekategorien und eröffnet zugleich die Möglichkeit, 
eine Hinzurechnung bei Vorliegen einer substanziellen wirtschaftlichen Tätigkeit auszu-
schließen. 

Demgegenüber hält das deutsche Außensteuerrecht an dem über Jahrzehnte gewachsenen 
Aktivkatalog fest. Danach werden nicht die passiven Einkünfte abschließend bestimmt, son-
dern diejenigen Tätigkeiten aufgezählt, deren Einkünfte als aktiv gelten und damit grund-
sätzlich von der Hinzurechnungsbesteuerung ausgenommen sind. Der Katalog ist dabei 
sehr detailliert und kleinteilig ausgestaltet. Zahlreiche Aktivtatbestände werden durch Rück-
ausnahmen, besondere Voraussetzungen und spezifische Abgrenzungsregelungen, etwa 
für Handel, Dienstleistungen oder die Vermietung beweglicher Sachen, eingeschränkt. Der-
artige Differenzierungen sind durch Artikel 7 ATAD in dieser Form nicht vorgegeben. 

Die Folge ist, dass nach Anwendung des deutschen Aktivkatalogs ein vergleichsweise wei-
ter Bereich von Einkünften als passiv qualifiziert wird. Die Beibehaltung des Aktivkatalogs 
führt dadurch zu einem Schutzniveau, das deutlich über die Mindestanforderungen der 
ATAD hinausgeht und zugleich mit einer erheblichen Komplexität bei der Abgrenzung akti-
ver und passiver Einkünfte verbunden ist. 

• Schädliche Mitwirkung 

Paragraf 8 Abs. 1 AStG knüpft bei verschiedenen Einkunftsarten, insbesondere bei Handel, 
Dienstleistungen sowie der Vermietung beweglicher Sachen, an die sog. schädliche Mitwir-
kung des Steuerpflichtigen oder nahestehender Personen an. Dadurch können Einkünfte 
trotz einer eigenständigen wirtschaftlichen Tätigkeit der ausländischen Gesellschaft als pas-
sive Einkünfte der Hinzurechnungsbesteuerung unterliegen. 

Diese Ausgestaltung ist sehr weit gefasst und erfasst auch Konstellationen, in denen keine 
missbräuchliche Verlagerung von Besteuerungssubstrat vorliegt. Die Mitwirkungstatbe-
stände sind nicht auf künstliche oder missbräuchliche Gestaltungen beschränkt. 

Artikel 7 ATAD verlangt zwar eine Hinzurechnungsbesteuerung für bestimmte niedrig be-
steuerte Einkünfte, schreibt einen derart weitgehenden, missbrauchsunabhängigen Mitwir-
kungstatbestand jedoch nicht vor. Die deutsche Regelung geht damit über das unionsrecht-
lich vorgegebene Mindestschutzniveau hinaus. 

• Erweiterte Hinzurechnungsbesteuerung (§ 13 AStG) 

Die erweiterte Hinzurechnungsbesteuerung nach § 13 AStG geht über die Vorgaben der 
ATAD hinaus. Die Artikel 7 und 8 ATAD verpflichten die Mitgliedstaaten lediglich zu einer 
Hinzurechnungsbesteuerung bei beherrschten ausländischen Unternehmen; für nicht be-
herrschende Beteiligungen enthält die Richtlinie keine entsprechenden Vorgaben. Para-
graf 13 AStG erfasst dagegen unter bestimmten Voraussetzungen auch Beteiligungen ohne 
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beherrschende Stellung und stellt damit eine nationale Verschärfung gegenüber dem 
ATAD-Mindestschutzniveau dar. Zwar wurde der Anwendungsbereich der Vorschrift durch 
das Mindeststeueranpassungsgesetz deutlich eingeschränkt. An ihrem Charakter als über 
die ATAD hinausgehende nationale Regelung ändert dies jedoch nichts. 

• Personengesellschaften 

Die in § 7 Abs. 4 Satz 2 AStG vorgesehene Beherrschungsfiktion für Personengesellschaf-
ten geht über die Vorgaben der ATAD hinaus. Artikel 7 ATAD stellt für die Beherrschung ei-
ner ausländischen Gesellschaft darauf ab, ob der Steuerpflichtige allein oder zusammen mit 
verbundenen Unternehmen unmittelbar oder mittelbar mehr als 50 % der Stimmrechte, des 
Kapitals oder der Gewinnansprüche hält. Eine besondere Regelung, nach der Gesellschaf-
ter einer Personengesellschaft allein aufgrund ihrer gemeinsamen Beteiligung widerlegbar 
als zusammenwirkender Personenkreis gelten, enthält die ATAD dagegen nicht. Die deut-
sche Regelung erweitert damit das unionsrechtlich vorgegebene Beherrschungskriterium 
durch eine eigenständige, rechtsformspezifische Vermutung. 

• Gewerbesteuer 

Der Hinzurechnungsbetrag unterliegt in Deutschland nach § 10 Abs. 1 AStG grundsätzlich 
auch der Gewerbesteuer, wenn er betrieblichen Einkünften zuzuordnen ist. Paragraf 7 Satz 
7 GewStG fingiert zusätzlich, dass der Hinzurechnungsbetrag in einer inländischen Be-
triebsstätte anfällt. Gewerbesteuerliche Kürzungen werden weitgehend ausgeschlossen, 
insbesondere durch § 9 Nr. 2 Satz 2 und Nr. 3 GewStG sowie § 10 Abs. 2 Satz 4 AStG für 
§ 9 Nr. 7 GewStG. Damit wird der Hinzurechnungsbetrag regelmäßig zusätzlich mit Gewer-
besteuer belastet. 

Diese Regelung geht in ihrer Belastungswirkung über die ATAD hinaus. Die Richtlinie ver-
langt zwar die Einbeziehung bestimmter niedrig besteuerter Einkünfte einer beherrschten 
ausländischen Gesellschaft in die Steuerbemessungsgrundlage. Sie schreibt jedoch keine 
zusätzliche Belastung mit einer der deutschen Gewerbesteuer entsprechenden Steuer vor. 
Deutschland bezieht den Hinzurechnungsbetrag gleichwohl in die Gewerbesteuer ein, wäh-
rend § 12 AStG die im Ausland gezahlte Steuer nur auf die Einkommen- bzw. Körper-
schaftsteuer anrechnet.  

Dadurch kann eine zusätzliche, nicht durch Steueranrechnung geminderte Gewerbesteuer-
belastung entstehen. Gerade vor dem Hintergrund des Artikels 8 Abs. 7 ATAD, der eine An-
rechnung der von der Zwischengesellschaft entrichteten Steuer verlangt, bestehen daher 
unionsrechtliche Zweifel an dieser überschießenden Belastung.  
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III.  EU-Liste nicht kooperativer Staaten/Steueroasenabwehrgesetz 
 

Die Gruppe „Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung)“ hat Maßnahmen gegenüber Steuer-
hoheitsgebieten entwickelt, die auf der EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steu-
erzwecke geführt werden. Ziel war es, diese Staaten zu mehr Kooperation und Transparenz zu 
bewegen. Die gemeinsame Absichtserklärung sah vor, dass die Mitgliedstaaten mindestens eine 
der vorgesehenen Abwehrmaßnahmen umsetzen. Deutschland hat mit dem Steueroasen-Ab-
wehrgesetz hingegen sämtliche Maßnahmen übernommen und schießt damit weit über das vor-
gegebene Mindestmaß hinaus. 

Dazu zählen insbesondere das Verbot des Betriebsausgaben- und Werbungskostenabzugs, 
eine verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung unter Einbeziehung auch aktiver Einkünfte ohne 
Substanznachweis, besondere Quellensteuermaßnahmen, Einschränkungen bei Gewinnaus-
schüttungen und Anteilsveräußerungen sowie gesteigerte Mitwirkungspflichten. Gerade die 
Quellensteuerregelungen führen in der Praxis zudem zu erheblichen Schwierigkeiten bei der 
Sachverhaltsermittlung. 

Die angestrebte europäische Harmonisierung wurde damit nicht erreicht. Stattdessen ist ein un-
einheitlicher „Flickenteppich“ nationaler Regelungen entstanden. Zugleich werden zur Durchset-
zung des politischen Ziels, unkooperative Staaten zu einem steuerlich transparenteren Verhal-
ten zu bewegen, erhebliche zusätzliche Belastungen für inländische Steuerpflichtige in Kauf ge-
nommen. 


